
Vorabentscheidungsersuchen des Regeringsrätten
(Schweden) eingereicht am 25. Januar 2008 —

Skatteverket/AB SKF

(Rechtssache C-29/08)

(2008/C 79/37)

Verfahrenssprache: Schwedisch

Vorlegendes Gericht

Regeringsrätten (Schweden)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Skatteverket

Beklagter: AB SKF

Vorlagefragen

1. Sind die Art. 2 und 4 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtli-
nie (1) und die Art. 2 und 9 der Richtlinie (2) des Rates über
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem dahin auszulegen,
dass ein mehrwertsteuerpflichtiger Umsatz vorliegt, wenn ein
Steuerpflichtiger, dessen Steuerpflicht auf Umsätzen mit
Dienstleistungen an ein Tochterunternehmen beruht, Anteile
an dem Tochterunternehmen veräußert?

2. Falls sich aus der Antwort auf die erste Frage ergibt, dass die
Veräußerung einen steuerbaren Umsatz darstellt: Fällt dieser
dann unter die Steuerbefreiung für sich auf Unternehmensan-
teile beziehende Umsätze nach Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 5
der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie und Art. 135 Abs. 1
Buchst. f der Richtlinie des Rates über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem?

3. Kann unabhängig von der Antwort auf die vorstehenden
Fragen wie für allgemeine Kosten ein Recht auf Vorsteuerab-
zug für direkt der Veräußerung zuzuordnende Ausgaben
bestehen?

4. Ist es für die Beantwortung der vorstehenden Fragen von
Bedeutung, wenn sich die Veräußerung der Anteile an einem
Tochterunternehmen in mehreren Schritten vollzieht?

(1) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1).

(2) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1).

Klage, eingereicht am 25. Januar 2008 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik

(Rechtssache C-30/08)

(2008/C 79/38)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigter: C. Zadra)

Beklagte: Italienische Republik

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen
ihre Verpflichtungen aus Art. 3 der Richtlinie
2005/78/EG (1) der Kommission vom 14. November 2005
zur Durchführung der Richtlinie 2005/55/EG (2) des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen
gegen die Emission gasförmiger Schadstoffe und luftverun-
reinigender Partikel aus Selbstzündungsmotoren zum
Antrieb von Fahrzeugen und die Emission gasförmiger
Schadstoffe aus mit Flüssiggas oder Erdgas betriebenen
Fremdzündungsmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen und
zur Änderung ihrer Anhänge I, II, III, IV und VI verstoßen
hat, dass sie die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die
erforderlich sind, um der Richtlinie nachzukommen, nicht
erlassen oder der Kommission jedenfalls nicht mitgeteilt hat;

— der Italienische Republik die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2005/78/EG sei am
8. November 2006 abgelaufen.

(1) ABl. L 313, S. 1.
(2) ABl. L 275, S. 1.
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